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Offener Brief an den Ortsvorstand des DGB

zur Kenntnis an alle Beteiligten des 1.-Mai-Jugendbündnisses

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Das 1.Mai-Jugendbündnis hat sich vorgenommen, als Ersatz für die traditionelle 1.Mai-
Demonstration ein Video zu drehen. Dabei sollen alle Teilnehmer-Organisationen ihre vorgesehenen
Redebeiträge in Kurzform halten. Die MLPD bzw. ihr Jugendverband wollte dafür zur Abwälzung 
der Lasten der aktuellen Weltwirtschaftskrise auf die Beschäftigten sprechen.Am 25.03.2020 
erhielten wir vom Jugendbildungsreferenten der DGB-Jugend die Nachricht, dass eine Beteiligung 
der MLPD am gemeinsamen Projekt des 1.Mai-Jugendbündnis aus Sicht des DGB Ortsvorstandes 
Rostock „nicht möglich sei“.Im seinem Schreiben wird auf zwei Gründe für diese Entscheidung 
verwiesen. Erstens den Beschluss der Bundesjugendkonferenz zur Distanzierung der DGB-Jugend 
von der BDS Kampagne, mit dem Hinweis, dass die MLPD diese Kampagne offen unterstütze. 
Zweitens wird auf die Unvereinbarkeitsbeschlüsse der IG-Metall verwiesen.

Wir protestieren entschieden gegen diese eigenmächtige Entscheidung des Rostocker DGB-
Ortsvorstandes oder wer sonst noch daran beteiligt ist!

Was die Unvereinbarkeitsbeschlüsse der IG Metall angeht, so kann sich der DGB nicht daran 
binden. Tatsächlich verzichten alle anderen DGB-Gewerkschaften zum Teil ausdrücklich auf solche 
unsäglichen Beschlüsse aus der Zeit des Kalten Krieges. Das verletzt eklatant die Überparteilichkeit
der Gewerkschaften und schwächt so den Kampf gegen Arbeitslosigkeit, Abbau sozialer Rechte 
usw. Was sollte auch an dem vorgesehenen Redebeitrag zum 1. Mai „unvereinbar“ mit den Zielen 
des DGB sein?

Der genannte Beschluss der DGB-Bundesjugendkonferenz lautet: „Wir distanzieren uns deshalb 
von Kampagnen wie BDS […].“ Von einer Ausweitung dieser Distanzierung auf alle 
Organisationen, die sich, in welcher Form auch immer, positiv zur BDS Kampagne äußern, steht in 
diesem Beschluss nichts.

Beide Beschlüsse bieten also keineswegs eine Grundlage für die Verweigerung der Zusammenarbeit
des DGB-Ortsvorstandes mit der MLPD und zeigen, dass der Ortsvorstand auf Grundlage 
willkürlicher Interpretationen handelt. Wir fordern daher, dass diese Entscheidung 
zurückgenommen wird!

Mit dem an sich kritikwürdigen Anti-BDS-Beschluss haben die Teilnehmer Bundeskongresses vor 
allem ihre Entschlossenheit zum Ausdruck bringen wollen, sich vom Antisemitismus abzugrenzen. 
Die MLPD duldet keinen Antisemitismus und ist in den Betrieben eine aktive Kraft gegen 
Rassismus und rechtes Gedankengut. Also was soll diese willkürliche Übertragung des Entschlusses
auf uns? Der Wille des Bundeskongresses wird hier also in Wahrheit genau auf den Kopf gestellt, 
indem er gegen Antifaschisten angewandt wird!

Genauso wenig dulden wir aber die völlige Verzerrung und Verharmlosung des Antisemitismus 
durch pauschale Hetze gegen die antiimperialistische Solidarität mit dem palästinensischen Volk 



gegen seine nach Völkerrecht illegale und darum auch von der UN mehrmals verurteilte 
Unterdrückung. Will sich der DGB demnächst vielleicht auch von der UN distanzieren?

Gerade dieser Tage zeigt sich wieder einmal, wie richtig die Kritik am faschistoiden Charakter des 
Israelischen Staatsapparates und seiner korrupten Regierung ist, die unter dem Deckmantel der 
Corona-Bekämpfung die israelischen Parlamentsrechte aushebelt und die Massenüberwachung 
verschärft. Tausende Israelis gehen dagegen auf die Straße – darunter mit Sicherheit viele 
klassenbewusste Gewerkschafter, welche den Unterschied zwischen dem israelischen Staatsapparat 
und seinen Bürgern sehr gut verstanden haben.

Die Gewerkschaftsbewegung steht auch in Deutschland gerade vor großen Herausforderungen, 
denn auch die deutsche Regierung hat mit der Anwendung der Notstandsgesetze im Zuge der 
Corona-Krise Grundrechte eingeschränkt oder ganz außer Kraft gesetzt. Das betrifft insbesondere 
politische und gewerkschaftliche Rechte. Diese Situation nutzen die Unternehmen, um die 
Überproduktion der sich entwickelnden Wirtschaftskrise auf Kosten der Beschäftigten abzubauen 
oder Werke ganz zu schließen, mit dem Kalkül, dass den Gewerkschaften die Hände gebunden sind.
Andererseits werden Kollegen gezwungen, zur Arbeit zu gehen, während man ihnen das Recht 
nimmt, dagegen zu protestieren und wirksamen Widerstand zu leisten. Die frühzeitige Absage der 
Mai-Aktivitäten durch den DGB ist mit vorauseilendem Gehorsam geleistet worden gegenüber den 
Kräften, denen der gewerkschaftliche Widerstand ein Dorn im Auge ist.

Kurzum: Wir fordern vom Ortsvorstand des DGB die Finanzierung der Projekte des 1.Mai-
Bündnisses nicht länger als Druckmittel zu missbrauchen, um MLPD oder REBELL an dessen 
gleichberechtigter Beteiligung zu behindern.

Mit freundlichen Grüßen

Manfred Eckhoff


